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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Schulte (Menden), Senfft 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/3644 — 


Förderung umweltverträglicher Verkehrsmittel (I) 
hier: Einführung einer Lkw-Verkehrsabgabe 


A. Problem 

Die Bundesregierung soll dazu aufgefordert werden, einen Ge- 
setzentwurf zur Einführung einer Verkehrsabgabe für in- und 
ausländische Lastkraftwagen vorzulegen, die nach dem Pro- 
dukt aus dem Gewicht der beförderten Ladung und der Beför- 
derungsstrecke berechnet wird. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrages. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Der Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN besteht auf An- 
nahme des Antrages. 

D. Kosten 

entfallen 



Drucksache 10/5985 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag in Drucksache 10/3644 abzulehnen. 

Bonn, den 18. Juni 1986 


Der Ausschuß für Verkehr 

Lemmrich Hof fie 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5985 


Bericht des Abgeordneten Hoffie 


Der Antrag in Drucksache 10/3644 wurde in der 
169. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
25. Oktober 1985 dem Verkehrsausschuß feder- 
führend sowie dem Innenausschuß, dem Finanz- 
ausschuß und dem Wirtschaftsausschuß zur Mit- 
beratung überwiesen. Der Verkehrsausschuß hat 
die Vorlage in seiner Sitzung am 18. Juni 1986 
behandelt. 

Ziel des Antrages ist folgendes: 

Die Bundesregierung soll dazu aufgefordert werden, 
einen Gesetzentwurf zur Einführung einer Ver- 
kehrsabgabe für Lastkraftwagen vorzulegen, die 
nach dem Produkt aus dem Gewicht der beförderten 
Ladung und der Beförderungsstrecke berechnet 
wird. Diese Verkehrsabgabe soll gleichermaßen in- 
und ausländische Lastkraftwagen belasten. Die An- 
tragsteller sind der Auffassung, daß Lastkraftwagen 
die von ihnen verursachten Wegekosten auf dem 
Wege über die Kraftfahrzeugsteuer und die Mineral- 
ölsteuer bei weitem nicht aufbringen. Durch die neu 
einzuführende Verkehrsabgabe soll der Wege- 
kostenanteil des Lastkraftwagens erhöht werden; 
außerdem soll ein Anreiz dafür geschaffen werden, 
Gütertransporte soweit wie möglich auf die umwelt- 
freundliche Schiene zu verlagern. 


Der Verkehrs ausschuß hat den Antrag mit Stim- 
menmehrheit gegen die Stimme des Vertreters der 
Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. Die Vertreter 
von CDU/CSU-Fraktion, SPD-Fraktion und FDP- 
Fraktion sehen in dem Antrag die Gefahr, daß die 
deutsche Verkehrswirtschaft durch eine in ihrer 
Höhe exzessive zusätzliche Abgabe erdrosselt wer- 
den könnte. Dadurch würden zahlreiche Arbeits- 
plätze in diesem Wirtschaftszweig verlorengehen. 
Die extreme Höhe der Abgabe würde zu schweren 
Schäden für den ländlichen Bereich führen, in dem 
der Lastkraftwagen neben der Schiene auch in Zu- 
kunft eine Hauptrolle bei der Verkehrsbedienung 
spielen werde. Der Antrag würde außerdem zu wei- 
teren Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der deut- 
schen Verkehrswirtschaft und zugunsten ausländi- 
scher Verkehrsunternehmen führen. Das Problem 
der Wegekosten sei auf nationaler Ebene nicht zu 
lösen; hier bedürfe es einer Entscheidung auf EG- 
Ebene. Ein Vergleich mit der von der SPD-Fraktion 
angestrebten Schwerverkehrsabgabe sei nicht mög- 
lich, weil hier durch Reduzierung der Kraftfahrzeug- 
steuer zusätzliche Belastungen für die Verkehrsun- 
ternehmen vermieden würden. 

Der Verkehrsausschuß empfiehlt daher in Überein- 
stimmung mit allen mitberatenden Ausschüssen die 
Ablehnung des Antrages. 


Bonn, den 18. Juni 1986 


Hoffie 

Berichterstatter 
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